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Gesetzentwurf zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 

Anhörung des Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat und Kommuna-

les 

Ihr Schreiben vom 01.12.2025 

 

 

Sehr geehrter Herr Kuper, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,  

 

wir bedanken uns für die Gelegenheit, im Vorfeld der Anhörung am 22.01.2026 zu dem 

vorgenannten Gesetzentwurf schriftlich Stellung nehmen zu können. Zugleich bitten wir um 

Verständnis dafür, dass wir uns im Rahmen unserer Stellungnahme auf die für die Kreise 

(Kreisordnungsbehörden) unmittelbar relevanten Regelungen zur Erweiterung der straßen-

verkehrsrechtlichen Überwachungsbefugnisse konzentrieren. 

 

Zusammenfassende Bewertung 

 

Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebte Kompetenzausweitung zugunsten der 

Kreisordnungsbehörden in Bezug auf Geschwindigkeitsüberwachungen auf Bundesautobah-

nen und autobahnähnliche Straßen ohne festinstallierte Anlagen (§ 48 Abs. 2 Nr. 4 OBG-E) 

wird grundsätzlich begrüßt. 

 

Dass zudem den kleinen und mittleren kreisangehörigen Städten und Gemeinden ermöglicht 

werden soll, neben den Kreisordnungsbehörden und den großen kreisangehörigen Städten 

Geschwindigkeitsüberwachungen und die Überwachung von Lichtzeichenanlagen an Gefah-

renstellen auf Antrag selbst durchzuführen (§ 48 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 OBG-E) lehnen wir 

hingegen ab. Weder sprechen Gesichtspunkte der Verkehrssicherheit noch der effizienten 

und effektiven Aufgabenwahrnehmung für eine Änderung der geltenden Zuständigkeitsver-

teilung. Im Gegenteil, es droht eine Zersplitterung der Überwachungszuständigkeit, die die 
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Aufstellung übergreifender Verkehrssicherheitskonzepte im kreisangehörigen Raum er-

schwert. 

 

Geschwindigkeitsüberwachung und Überwachung von Lichtzeichenanlagen an Ge-

fahrenstellen (§ 48 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 OBG-E) 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf lässt eine tragfähige Begründung für die angedachte Aus-

weitung der in Rede stehenden Überwachungszuständigkeit auf potentiell alle Städte und 

Gemeinden vermissen. Organisatorische Mängel oder Disfunktionalitäten der geltenden Zu-

ständigkeitszuweisung, die eine Zuständigkeitsausweitung rechtfertigen könnten, wurden 

ebenfalls nicht aufgezeigt. 

 

Stattdessen werden allgemein entsprechende „Forderungen“ angeführt (Seite 41 der Geset-

zesbegründung), wobei offenbleibt, von wem solche Forderungen mit welcher Begründung 

erhoben worden sein sollen. Uns sind solche Forderungen jedenfalls nicht bekannt. 

 

Soweit unabhängig hiervon Anfragen zu Geschwindigkeitsmessungen an konkreten Örtlich-

keiten von Gemeinden, aus der Politik und/oder der Bürgerschaft vorgebracht werden, wur-

den und werden diese seitens der Kreisordnungsbehörden in Absprache mit der jeweiligen 

Kreispolizeibehörde geprüft und bei nachgewiesenem Erfordernis umgesetzt. Unter diesen 

Voraussetzungen kann eine Erhöhung der Kontrolldichte durch die Kreisordnungsbehörden 

in eigener Zuständigkeit wahrgenommen werden. Dazu bedarf es keiner Ausweitung der 

Überwachungszuständigkeit. 

 

Auch das in der Gesetzesbegründung angeführte Argument der Verbesserung der Verkehrs-

sicherheit vermag nicht zu überzeugen. Anstelle einer Zersplitterung der Überwachungszu-

ständigkeit im kreisangehörigen Raum sollte die Geschwindigkeitsüberwachung vielmehr in 

ein übergreifendes Verkehrssicherheitskonzept auf der Ebene der Kreisordnungsbehörde 

bzw. der Kreispolizeibehörde eingebettet werden, das insbesondere die flächendeckende Er-

mittlung von Gefahrenpunkten nach einem in sich schlüssigen Gesamtkonzept und dem da-

ran ausgerichteten Einsatz des Überwachungspersonals sowie der jeweils angemessenen 

Maßnahmen (feste Geschwindigkeitsüberwachung oder Überwachung durch mobile Einrich-

tungen etc.) erfordert. Es dürfte künftig immer schwieriger werden, Verkehrssicherheitskon-

zepte im und für den kreisangehörigen Raum insgesamt abzustimmen und umzusetzen, 

wenn zusätzliche Gebietskörperschaften für die Überwachung zuständig würden. 
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Dass einzelne kreisangehörige Gemeinden partikularen, unter Umständen auch fiskalischen 

Interessen einem flächendeckenden, in sich schlüssigen Verkehrskonzept den Vorrang ge-

ben würden, kann überdies nicht ausgeschlossen werden. Es überrascht, dass der Gesetz-

geber einer solchen Entwicklung Vorschub leisten will. 

 

Schließlich verkennt der vorliegende Gesetzentwurf, dass es sich bei der Geschwindigkeits-

überwachung des fließenden Verkehrs um eine durchaus anspruchsvolle und personalinten-

sive Aufgabe handelt. Wie diese Aufgabe mit den bei kleinen und mittleren kreisangehörigen 

Gemeinden bestehenden Personalkapazitäten mit der gebotenen Fachlichkeit und Rechtssi-

cherheit wahrgenommen werden soll, bleibt offen. 

 

Sollte trotz unserer ablehnenden Haltung eine Ausweitung der Zuständigkeit für Geschwin-

digkeitsüberwachungen und die Überwachung von Lichtzeichenanlagen an Gefahrenstellen 

beschlossen werden, müsste der Gesetzgeber zugleich ein Genehmigungserfordernis für die 

Übernahme jener Zuständigkeit durch kreisangehörige Städte und Gemeinden vorsehen und 

den Genehmigungsbehörden einen Rechtsrahmen an die Hand geben, der festlegt, unter 

welchen Voraussetzungen ein solcher Antrag genehmigt werden kann. Die Genehmigungs-

erteilung müsste z. B. in materiell-rechtlicher Hinsicht (etwa im Rahmen der Verwaltungs-

vorschriften zur Durchführung des Ordnungsbehördengesetzes) daran geknüpft werden, 

dass die jeweiligen Städte und Gemeinden wirtschaftlich, personell und organisatorisch in 

der Lage sind, die Überwachungsaufgabe dauerhaft mit eigenen Mitteln umzusetzen. Dar-

über hinaus müsste die Genehmigungserteilung voraussetzen, dass die jeweiligen Städte 

und Gemeinden vorab darlegen, dass es vor Ort ein besonderes Bedürfnis für eine Überwa-

chung gerade durch die betreffende kreisangehörige Stadt oder Gemeinde gibt (Häufung 

von Gefahrenstellen im Gemeindegebiet, Häufung von Unfallereignissen etc.). Zudem 

müsste im Rahmen der Genehmigungserteilung verlangt werden, dass sich die Verkehrs-

überwachung in ein kreisweites Überwachungskonzept einfügen und mit dem Kreis und der 

Kreispolizeibehörde abgestimmt werden muss. 

 

Geschwindigkeitsüberwachungen auf Bundesautobahnen und autobahnähnlichen 

Straßen ohne festinstallierte Anlagen (§ 48 Abs. 2 Nr. 4 OBG-E) 

 

Mit der beabsichtigten Änderung von § 48 Abs. 2 Nr. 4 OBG-E würde den Kreisordnungsbe-

hörden insbesondere die Möglichkeit eröffnet, semi-stationäre Überwachungsanlagen auf 

Autobahnen und autobahnähnlichen Straßen einzusetzen. Damit kann im Sinne der sog. 

Vision Zero ein Beitrag zu einer höheren Kontrolldichte und damit zu einer höheren Ver-

kehrssicherheit auf besonders unfallträchtigen Straßen geleistet werden. 
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Diesen gesetzgeberischen Ansatz unterstützen wir ausdrücklich, verbinden damit aber den 

Hinweis, dass parallel die Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Ordnungsbehör-

dengesetzes so angepasst werden sollten, dass die Kreisordnungsbehörden von der beab-

sichtigten Option auch in angemessener und gebotener Weise Gebrauch machen können. 

Unter diesem Gesichtspunkt geben wir zu bedenken, dass den Kreisordnungsbehörden be-

reits nach geltendem Recht ermöglicht wird, auf Bundesautobahnen und autobahnähnlichen 

Straßen mit festinstallierten Anlagen Geschwindigkeitsüberwachungen vorzunehmen (§ 48 

Abs. 2 S. 3 OBG). Häufig wurden und werden entsprechende Messungen jedoch durch die 

Autobahn GmbH als zuständige Straßenverkehrsbehörde und Straßenbaulastträger abge-

lehnt oder nur nach aufwändigen Abstimmungen unter erheblichen Auflagen ermöglicht. 

Angesichts dieser Erfahrungen sollte, z. B. im Rahmen der Verwaltungsvorschriften zur 

Durchführung des Ordnungsbehördengesetzes, ein einheitliches und vor allem vereinfachtes 

Verfahren zur Nutzung der bisherigen und künftig erweiterten Option zur Geschwindigkeits-

überwachung auf Bundesautobahnen und autobahnähnlichen Straßen geregelt werden. 

 

Wir sind dankbar, wenn Sie unsere vorstehenden Anmerkungen und Hinweise im Zuge des 

weiteren Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigen. Im Rahmen der Anhörung am 

22.01.2026 stehen wir Ihnen für etwaige Nachfragen und vertiefende Erläuterungen gerne 

zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 

 

 

Dr. Marco Kuhn 

 

 


